
VFür das Nachschlagewerk!; Ja) 
Für die Fachpresse! Jaj
Für die amtliche Sammlung! Ja)

Tatbestand und 
Abschn» VI der 
Entscheidungs­gründe

Gesetz; MuSchG § 9; BGB §§ 119, 123

1o An der ^Rechtsprechung, daß ein Arbeitsvertrag nach 
§§ 119, 123 BGB angefochten werden kann, wird fest- 
gehalten» Dies gilt auch für den Arbeitsvertrag mit 
einer schwangeren Arbeitnehmerin»

2» Der Arbeitgeber hat das Becht, eine Stellenbewerbe­
rin bei den Binstellungsverhandlungen in angemessener 
Form nach dem Bestehen einer Schwangerschaft zu fragen» 
Die Bewerberin ist zur wahrheitsgemäßen Antwort ver­
pflichtet »

3- Die von der Bewerberin in Kenntnis der Schwangerschaft 
erklärte wahrheitswidrige Antwort rechtfertigt die 
Anfechtung des Arbeitsvertrages durch den Arbeitgeber 
wegen arglistiger Täuschung» Der Kenntnis der Schwanger­
schaft steht die Kenntnis der Bewerberin von solchen 
Umständen gleich, die den sicheren Schluß auf das Be­
stehen einer Schwangerschaft zulassen» Eine auf unge­
wisse Anhaltspunkte gestützte Vermutung genügt nicht»

Aktenzeichen; 1 AZB 241/6o 
Urteil des BAG vom 22» September 1961 LAG Düsseldorf
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Im Namen des Volkes!
y -küssOldorf

*

üOi.;Ö0r 1 9 
kn: -in,

yoee.:uter
ftsstelle Urteil

In Sachen

iiat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
äer mündlichen Verhandlung vom 22„ September 1961 durch 
Qie Bundesrichter Ir. Schröder, V/ichmann und Br. Gröninge 
sowie die Bundesarbeitsrichter Bin Gerland und Neumann 
Irr Recht erkannt:

Auf die .Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 9, Marz 
i960 - 6 Sa 719/59 - aufgehobene

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision,
011 das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen„

-  2 -

V o n R e c h t s w e g e n !
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Tatbeßtand_

Die Klägerin i s t  am 18, Mörz 1959 von der Beklagten 
als Köhorin für deren Strickwarenfabrik e i n g e s t e l l t  worden,  
in diesen oder am folgenden Tag - der genaue Zeitpunkt ist 
zwischen den Karteien streitig - hat  die Klägerin schrift­
lich bestätigt, daß sie n i c h t  in anderen Umstünden sei,. Am 
17. April 1959 hat die Beklagte der Klägerin, die zu dieser 
Seit in vierten Monat schwanger war, folgendes geschrieben: 

,:Boxrwi Kündigung
’Vogen A r b e i tsm a n g e l  sehen wir uns g e n ö t i g t ,
11• s 1/rbeit o verhältnis mit Ihnen zum 30,4.1 9 59 
su lösen

a i c

Ausschlaggebend fUr_dieoo Kündigung war ferner­
hin, daß Oie trotz_längerer Probezeit die ge- 
v.iinnchte Arbeitsleistung nicht erreichen konnten",

.An .Montag, dem 20» April 1959, dem nächsten Arbeitstag
dem 1(■ npril 1959, hat die Schwester der Klägerin der
gten eine ärztliche Bescheinigung überbracht, wonach
lagerin im vierten Monat schwanger sei. Sie verlangte
urücknähme der Kündigung; die Beklagte lehnte dies ab.
Darauf hat die Klägerin, die nicht mehr zur Arbeit e.r-

chien, u»»ch die Arbeitsleistung nicht anbot, am 24, April 
959 Kluge erhoben mit dem Antrag festzustellen, daß das 
rbeit^Verhältnis durch die Kündigung vom 17, April 1959 
icht aufgelöst worden sei. Demgegenüber hat sich die Be­
legte 0eraui beruien, daß das ArbeitsVerhältnis mit Ablauf
, vereinbarten -Probezeit, die im Einvernehmen mix der

■ y>j r; von ursprünglich zwei Wochen auf einen Monat ver-
- -r,-nrdeu sei, von selbst geendet habe. Außerdem habe ] a n g e 1 i, ■ -u -1- *' ■

i worin, wie ihr Verhalten nach der Kündigung(M X Cli bi X "O
■ i -} pr-r Beendigung des Arbeitsverhältnisses einver-

s t anac 01* fC 1 <--ul 0 •

in . L I j Xo;a 8 ehr i f  to

weg on a r g l i s t i g e r

auf 0-.U ■> - ; 1 - '1  ̂ r*

v. i  clz'ifi More Schwa

sch -i C  -gen nabe

schließlich hat die Beklagte spätestens 
atz vcm 28, April 1959 den Arbeitavertrag 
Täuschung angefochten, weil die Klägerin 

a Befragen bei der Einstellung Wahrheits- 
ngerschaft trotz sicherer Kenntnis ver-
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben, das 
landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten aurüci'- 
gewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen 
Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag 
weiter, während die Klägerin um Zurückweisung der Revision 
ui !:,! et ,

Bntsche i dungsgr ündje

Die Revision ist begründet. Sie führt zur ZurücJcver- 
veisung der Sache an das Landesarbeitsgericht noch
eine Reihe von Feststellungen zu treffen haben wird, bevor 
der Pall abschließend entschieden werden kann.:,,
I. Das Landesarbeitsgericht hat sich nicht mit dem Kla­
geantrag befaßt. Würde er wörtlich genommen, dann hätte 
nur über die Wirksamkeit der nach Ansicht des Landesarbeit 
gerichts im Schreiben der Beklagten vom 17- April 1959 er­
klärten Kündigung entschieden werden dürfen. Jedoch ist 
jeder Klageantrag auslegungsfähig. Diese Auslegung führt 
hier unter Berücksichtigung des beiderseitigen Parteivor­
bringens zu dem Ergebnis, daß die Klägerin die Feststellung 
begehrt, daß ihr Arbeitsvertrag durch keinen der von der 
Beklagten angeführten Beendigungsgründe aufgelöst worden 
ist, sondern noch fortbesteht. Es wird also nicht nur um 
die Wirksamkeit der von der Beklagten ausgesprochenen Kün­
digung gestritten, sondern um die Frage des Bestehens des 
Arbeitsverhältnisses zwischen den Parteien. Bei der erneute? 
Verhandlung wird das Landesarbeitsgericht auf eine Klar­
stellung des Klageantrages in diesem Sinn hinzuwirken ha­
ben.
II.. Gegen die Zulässigkeit einer solchen Klage bestehen 
keine Bedenken. Das nach § 256 ZPO zu fordernde rechtliche 
Interesse der Klägerin an der alsbaldigen Feststellung des 
Fortbestehens ihres Arbeitsvertrages ist gegeben. Die von 
der Klägerin begehrte Entscheidung hat nicht nur Bedeutung 
für etwaige Zahlungsansprüche gegen die Beklagte, sondern 
auch für ihre sonstige arbeits- und sozialrechtliche Stol-
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i'Jr Ans or liehe aus § 13 MuSchG gegen die Kranken- 
uri(* auf Arbeitslosengeld gegen die Bundesanstalt für 

,-.rour wsvc-rm-ittiung und Arbeitslosenversicherung (vgl- auch 
m e  e, 3d1 = Ag ljpt 34 au § 256 ZPO). Daran ändert es auch 
cr-.ints , da.'1 der Klägerin, weil sie nach dem 17» April 1959 
vv:;t'-r Gearbeitet noch die Arbeitsleistung angeboten hat, 
nao;'. in siebt der Beklagten keine Lohnzahlungsansprüche gegen 
file Per; ragte inehr zustehen sollen.
j-7j. -re der Sache selbst ist dem Landesarbeitsgericht zu- 
zustirmen, soweit es in der Erklärung der Beklagten vom 17.
.-pril 1959 eine Kündigung erblickt und die-, e gemäß § 9 Abs»
'1 MuSchG- als unzulässig und damit als rechtsunwirksam be­
ne:; ebnet

Das Landesarbeitsgericht hat die Erklärung der Be- 
J figxon vom 17» April 1959 als Kündigung aufgefaßt, die 
fi-. cht r. go st alt end das Arbeitsverhältnis habe beenden sollen«

;j ist aus kechtsgrenden nicht zu beanstanden. Die recht-
1 Ac Do Y.\ rcligung einer Parteierklärung durch das Tatsachen- 
gci-icnt kenn im .Revisionsverfahren im Ergebnis nur daraufhin 
nuehgcprbit werden, ob die Auslegung des Landesarbeitsgerichts 
möglich ist. Dies ist hier der Pall Das Schreiben der Be­
klagten vom 17 April 1959 ist nicht nur in der Überschrift, 
sondern auch im zweiten Absatz des laufenden Textes als
:’Küncigung" bezeichnet. Darüber hinaus läßt der umstand, 
daß cie Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu einem zwei 
"ochen später liegenden Zeitpunkt erklärt wird, wegen der 
für Oke Klägerin geltenden ordentlichen Kündigungsfrist (§ 122 
GewO) in - bereinstimmung mit dem Landesarbeitsgericht ohne 
weiteres den Schluß zu, daß die ordentliche Kündigung erklärt 
worden ist
2 Die Voraussetzungen des § 9 Abs« 1 MuSchG, nach dem die 
Kündiaung gegenüber einer Frau während der Schwangerschaft 
unzulässig ist, sind erfüllt. Die Klägerin war bei Zugang 
der Kündigung in anderen Umständen, Dies hat die Beklagte 
spätestens am 20» April 1959, also innerhalb der Wochenfrist 
ecs ä 9 Acs. 1 Oats 1 MuSchG-, erfahren.
ly Dem Landcsarbcitsgericht ist auch insoweit beizutreten,
... eine einverstündliche Aufhebung des Arbeitsverhält-
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nisses verneint hat,
Dio Beklagte will den Abschluß eines Aufhebungsvor­

trages daraus entnehmen, daß die Klägerin nach Zugang der 
Kündigung nicht mehr zur Arbeit gekommen sei und auch die 
Arbeitsleistung nicht angeboten habe, obwohl das Arbeits­
verhältnis nach dem Schreiben der Beklagten erst zum 30- 
April 1959 habe beendet werden sollen,,

hem ist das Landesarbeitsgericht nicht gefolgt; es 
ist vielmehr der Ansicht, die Klägerin habe unter Hinweis 
auf die Schwangerschaft gegen die Kündigung Widerspruch 
erhoben. An diese tatsächliche V/ürdigung des Sachverhalts, 
eie ohne Verfahrensverstoß und ohne Verstoß gegen die Bertk- 
gesetze zustande gekommen ist, ist der 3enat als Gericht
P*> Revisionsinstanz gebunden.

Insbesondere berücksichtigt die Würdigung des Land.es- 
arboitsgerichts insoweit auch den gesamten Streitstoff, Lie 
Klägerin hat sowohl durch die Erklärung ihrer Schwester 
am 20 r. Ai pril 1959 , daß die Kündigung zurückgenommen werden 
möge, als auch durch die Erhebung der vorliegenden Klage 
der Beklagten hinreichend deutlich erklärt, daß sie in eine 
Vertragsbeendigung nicht einwillige. Darüber hinaus setzt 
der Abschluß eines Aufhebungsvertrages ein darauf gerich­
tetes Angebot des Arbeitgebers voraus. Als ein solches An­
gebot kann das Schreiben■ der Beklagten vorn 17. April 1959 
auch bei wohlwollendster Auslegung nicht angesehen werden. 
Kehlt es aber an einem Vertragsangebot, dann kann schon des­
wegen ein wie auch immer geartetes Verhalten der Gegensei­
te nicht zur Annahme eines Aufhebungsvertrages führen,
V, Dicht frei von Rechtsfehlem ist jedoch die Fest­
stellung des Landesorbeitsgerichts getroffen, daß ein be- 
fristeter Vertrag zwischen den Parteien nicht zustandegekon- 
men sei und das Arbeitsvcrhältnis deshalb nicht durch Zeit- 
ablaui geendet habe.
1 - Der Vortrag der Beklagten zu diesem Fragenkreis war 
in den Vor Instanzen nicht völlig eindeutig,. Er könnte dahin 
verstanden werden, daß die Beklagte in jeder Probezeitver­
einbarung den Abschluß eines auf die Dauer der Probezeit 
befristeten Arbeitsvertrages erblickt. Eine solche Kechts- 
ansicht wäre irrig, da in der Regel gerade umgekehrt ansu-
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lieh i.i. 
ge jjcj 
ü e r

: X’ X. ■

rieh. ■

er ist, daß ein Arbeitavertrag auf unbestimmte Zeit ab- 
dessen wird, in dessen Rahmen die erste Zeit als Zeit
irprobung (mit gewissen Kündigungserleichterungen) 
xxi s-'ll (vgl. BAG 6, 228 /2j>07 = AP Nr. 3 zu § 620 BGB

tsverhä
aucn m  anm

tnis m. insoweit sust, Ann. v 
zu A? Nr. 5 zu § 4 TVG) ,

Get2 Hueck;

Gleichwohl ist hier aus dem Gesamtvortrag der Beklag- 
:-rsichtlich, daß sie den Abschluß eines befristeten Ar- 
jvorträges hat behaupten wollen. Andernfalls ware es 
^stündlich, daß die Beklagte die Beendigung des Arbeits- 
iitnissos durch Zeitablauf (Ablauf der Probezeit) geltend
w i r -{•*... .i _ x. 1 j- xw. 0 ■
In diesem Zusammenhang rügt die Beklagte zu Recht die 
strung des § 286 ZPO durch das Landesarbeitsgericht, 
Beklagte hat in den Vorinstanzen zum Beweis ihrer Be-
tung;. es sei ein befristeter Vertrag abgeschlossen, drei 
Innen benennt und Parteivernehmung beantragt,- Dieses
lerne"bieten hat das Lanüesarbeitsgericht unberücksich- 
goleasen, weil sich aus dem Schreiben der Beklagten 
:7 April 1 959 als ihre eigene Ansicht ergebe, daß ein 
reg auf unbestimmte Zeit zustandegekommen sei, der nur 
i Kündigung habe beendet werden können.
Diese Schluß!’olgerung ist nicht unbedingt zwingend, 
ab wenn die Beklagte am 17. April 1959 der Meinung ge-
i sein sollte, sie müsse zur Beendigung des Anbeituver- 
ui.sses eine Kündigung aussprechen, kann nicht ausge- 
j!.::;en werden, daß sie entweder sich insoweit rechtlich 
■t oder aber als zusätzliche Sicherung den Weg der 
.gang gewählt hat oder schließlich eine Kündigung im
nsinn in jenem Schreiben überhaupt nicht hat erklären

sondern, wie sie es ständig in diesem Rechtsstreit 
hat, dep Klägerin lediglich die Tatsache der 

ng des Arbeit^Verhältnisses infolge Zeitablaufes
Gewährung einer Auslauffrist zum Monatsende hat mit-

n. wollen,.
Unter diesen Umständen durfte das 3 andesarbeitsge- 
: seine Entscheidung nicht allein auf die Abgabe der
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A-:-; : d igungs erkl ärung stützen; es war vielmehr verpflichtet, 
tenen Beweise zu erheben. Es durfte erst auf- 
gesamten Beweisergebnisces in eine Würdigung 
icnstoffeo, dabei allerdings auch in eine für- 

? Beklagten vom 17c April 19 59,

ist jedenfalls denkbar, daß eine vollständige 
s Sachverhaltes zu einem anderen Ergebnis 
lieh ein befristeter Vertrag zuotandegekom- 
s Arbeitsverhältnis mit Ablauf der verein­
end et hat, ohne daß es einer Kündigung be~ 
n diesem Fall, der allerdings eine genaue 
2izt, ob wirklich eine echte Befristung ver- 

e der Klägerin der Küncigungsschut 
stehen (vgl. BAG 5, 260 /2647 =

d:L e angebotenen Bernis<
i t  "̂und des gesamten Bew<
dt, Ci Ul £,t eachenstoffeo, i
f' oLgung des Schreibens <
eintre ten (§ 206 ZPO),
') , T>.> -Uieser Verfahrens:
hct b 11 cin. Es ist jedenf.
*{ T.-schöpfung des Sachve:
T :hart, daß nämlich ein
r.'.t;.n ist und das Arbeit
bcrr ten r y n 4- /> 0 J- \j geendet ha
dt.nn't .[ i eil o *fc 19. In diesem
Prüfuntu vor aussetzt, ob
e:Lnbart worden ist, wü:
inach 0 9 MuSchG nicht

BAG, Großer• j? Er,. 5 zu § 4 TVG m.zust.Anm. v. Götz Hueck 
ionat, A? Kr. 16 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag 
zu 1) 2 am Ende der Gründe).

Bereits dieser Mangel des angefochtenen Urteils nö­
tigt zu dessen Aufhebung und zum Zwecke der Nachholung üei 
Beweis aufnähme zur Zurückverweisung der Sache an das Ban- 
desarbeitsgericht (§ 72 Abs. 3 ArbGG, § 565 ZPO)•
VI. Die Zurückverweisung wird nicht dadurch entbehrlich, 

die Beklagte sich auf einen weiteren Beendigungsgrund,
llli. i ich auf die Anf c eilt ung des Arb ei to vor trag eg, berufen 

it ist der Rechtsstreit nicht zur Entscheidungil < - C .• J-1A i'j O w
T O X 1’

Las Landesarbeitsgericht ist der Auffassung, der Be­
klagten stehe die Befugnis zur Anfechtung des Arbeitsver­
trage s nicht zu; es ist nicht ausgeschlossen, daß das Lan- 
dusarboitcgericht auch bei der erneuten Verhandlung und 
Entscheidung wiederum die Beendigung infolge Zeitablaufs 
verneinte Bann aber kommt es entscheidend darauf an, ob
dis Beklagte zur Anfechtung des Arbeitsvo träges befugt
ist „ 
euch

Deshalb ist eine Überprüfung de 
insoweit erforderlich, als es s

s angefochtenen Urteil 
ich mit der Frage der

8
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0 den Ausführungen des Landesarbeitsgerichts
e der Anfechtbarkeit des Arbeitsverhältnisses vor- 
eenat nicht zu folgen. 
in Grund cat 2; au oh ein Ar'bei tsvertrag, sei es
1 9 DGB. sei es nach § 123 BGB, angefochten werden 
Lspricht der ständigen Rechtsprechung des Buncles- 
crich i;s und der herrschenden Lehre (vgl-, BAG- 5, 15(
i su 123 3GB m.zust„Anm. v. Alfred Hueck; BAG 2

d ZU ;> 9 MußchG ;:i, zust. Ann, y„ Beitzke; Hueck
ehr 0. 0.ArbR , 6. Aufl., Bä« 1 S. 169 ff,;
11 j ) 0 i i C\-n- — 0 9 Bä. 1 S. 222 ff, ; Herschel BB

69; Farthnann, Ed A 1958, 338; Schlegelberger-Schrö- 
1361, § 59 Anm. 15 a, 6 66 Anm. 21 a u. a«), Dies 

3i für den Arbeitsvertrag mit einer bei Vertragsab- 
chv/angeren Arbeitnehmerin (BAG aaü; ilikisch aaO 
f, ; Bullet, Lutterschutzgesetz und Frauenarbeits-
G £ ■ /' 5 MuSchG Arun, 78 - 98, § 9 MuSchG Anie, 31 , 

MuSchG, 1952, § 5 Anm. 2, § 9 Anmc 1 c: Kost
1958, 6 9 Ann„ 53 - 61 a). An dieser Rechtsansicht 
Senat fest:
Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zu Recht un-
-O..U
aus

ob die von der Beklagten erklärte r v'i 
ti li'

CSC .Mg
119 Abs, 2 BGB (Irrtum über eine verkehrs- 
encchaft der Person) begründet ist. In all.er

t die üchv.anger schuft keine verkehrswesentliehe 
aff im Sinne des § 119 Abs, 2 BGB, Das folgt schon 
dai: sie kein Dauerzustand ist (vgl, BAG 2,32 = A? 
•ü 9 MuSchG unter III der Gründe) , Etwas anderes

r In den Fällen zu gelten haben, in denen die im 
übernommene Tätigkeit infolge der Schwangerschaft 
sreübt werden kann, wozu die immer wieder angeführ-
0 der Tänzerin, Sportlehrerin oder Vorführdame ge- 
gl« Miniseh aaO S, 614 mit Fußnote 59), Der vom 
bcitsgcricht festgestellte Sachverhalt gibt aber 
rr.aif dafür, daß bei der Klägerin ein solcher Au 3-
1 vcrgciegen hat. Die Anfechtung nach § 119 hGB
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Dheidet deshalb aus.
Dagegen kann mangels näherer Aufklärung durch das 

Larclesarbeitsgericht entgegen dessen Rechtsansicht nicht 
ohne weiteres gesagt 'werden, daß auch die Anfechtung einet 
mit einer schwangeren Arbeitnehmerin abgeschlossenen Ar­
beit ever träges wegen arglistiger Täuschung nach § 123 BGB
in ur Regel ausgeschlossen sei
a) Wird einmal, wie es das Landesarbeitsgericht ge­
tan hat, unterstellt, daß die Klägerin in Kenntnis ihrer 
Schwangerschaft die darauf gerichtete Drage der Beklagten 
bewußt wahrheitswidrig beantwortet, nämlich das Bestehen, 
einer bereits eindeutig festgestellten Schwangerschaft 
verneint hat, so liegt jedenfalls eine Täuschung durch 
Verschweigen des wahren und Behaupten eines nicht gegebe­
nen Sachverhaltes im Sinne des § 123 BGB vor. Denn durch 
die Krklärung einer bewußten Unwahrheit auf eine solche 
Drage wird nicht nur bei dem anderen Vertragsteil durch 
Vorspiegelung einer falschen Tatsache ein Irrtum über den 
wahren Sachverhalt hervorgerufen, sondern die bewußt un­
wahre Aussage läßt auch den Vorsatz erkennen, auf den Er­
klärungswillen der Gegenseite, hier auf den Willen der Be­
klagten zur Einstellung der Klägerin, einzuwirken (vgl.. 
Palandt, BGB, 19» Auf1., § 123 Anm. 2 a; Soergel-Siebert, 
BGB, 9- Aufi„, § 123 Anm. II 1).
b) Bür die weitere Feststellung, ob diese Täuschung auch 
arglistig im Sinne des § 123 BGB war, kommt, es entscheidend 
darauf an, ob die Beklagte die Klägerin überhaupt nach dem 
Bestehen einer Schwangerschaft fragen durfte. Denn nicht 
jede falsche Angabe gegenüber dem Arbeitgeber ist eine arg­
listige Täuschung, sondern nur die bewußt wahrheitcv;idrige 
Antwort auf eine zulässigerweise gestellte Frage (BAG 5,
159 - AP Kr, 2 zu § 123 BGB)»

Der Senat ist der Ansicht, daß der Arbeitgeber bei 
den Einstellungsverhandlungen mit einer Arbeitnehmerin - 
anders als im Fall der Vorstrafe eines Stellenbewerbers 
(vgl., dazu BAG 5, 159 = AP Nr. 2 zu § 123 BGB) - grundsätz­
lich berechtigt ist, nach dem Bestehen einer Schwanger-
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schaff zu fragen, und zwar ohne Rücksicht darauf, welchen 
Arten topictz die Bewerberin einnehmen soll. Ras ergibt 
r-ich vor aller.! aus der beiderseitigen Lage vor Vortrags- 
Abschluß; wobei besonders darauf hinzuweisen ist, daß
•vahrcnct der Rinstellungsverhandlungen beide Teile in ihren 
LitochlUssea frei sind.

lie Mutterschaft einer Arbeitnehmerin bürdet dem Ar- 
jtwebor nicht nur erhebliche finanzielle Lasten auf (vgl.
P 7 1 0

li ehern ü:.
( vgl - > $
ablauf , 1 
läufig ±i

und! 12 MuSchG) , sondern erschwert auch in betracht- 
fang durch Beschäftigungsverbote, Schutzzeiten u~a, 
3, 4, 6 bis 8 MuSchG) den betrieblichen Arbeits- 
ie muß sich - anders als die Vorstrafe - zwangs- 
iiaher Zukunft auf das Arbeitsverhältnis auswirken.

lor Arbeitgeber hat deshalb ein erhebliches rechtliches
unu wirxschaftliches Interesse daran, bereits im Laufe der 

tollungsvcrhand1ungen zu erfahren, ob die Bewerberin
um den offenen Arbeitsplatz in anderen Umständen ist? die­
se lest Stellung ist erforderlich, damit sich der Arbeit­
geber nicht unorv/artet den Geboten des Mutterschutzrechtes

p: o iiü b e r sic-ht
Andererseits hat der Gesetzgeber in § 1 MuSchG aus­

drücklich anerkannt, daß nur die in einem Arbeitsverhäit- 
nis stellenden Freuen geschützt werden. Ras Mutterschutz­
es setz hat den Sinn, der werdenden Mutter den bereits er­
worbenen Arbeitsplatz und Ihre wirtschaftliche Versorgung
aus dem bereits bestehenden Arbeitsverhältnis zu gewähr­
leisten , nicht dagegen den, die Eingehung eines Arbeitsver­
trages selbst, äoh, den Erwerb des Arbeitsplatzes, unter
allen

a arm s 
eener 
zu unt

Umstünden zu sichern (BAG 3? 309 { 3 12/ = AP hr, 2 zu 
dchG m.zust, Anm, v, Bulla),
e.rden diese Gesichtspunkte gegeneinander abgewogen, 
prichl alles dafür, dem Arbeitgeber die in angemes- 
rorm (z,B, durch Vorlage eines Fragebogens oder einer 
erschieiconden Erklärung) gestellte Frage nach der

-f- v'.
KJ l/ ß  ii

>

’> V> rrchuit
ggc
'V' | > vi p np r“

zu gestatten, wenn er nicht schon vom er­
be it sverhältniszes an alle die erwähnten 
des Arbeitsverhältnisses zwangsläufig auf
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ihn zukommenden Belastungen auf sich nehmen will. In einer 
solchen Frage liegt keine Umgehung des gesetzlichen Mutter- 
Schutzes und seiner Folgen, da Mutterschutz nur innerhalb 
bereits bestehender Arbeitsverhälthisse gegeben ist. Für 
Frauen, die sich um einen Arbeitsplatz bewerben, besteht 
zur Zeit der Vertragsvorhandlungen noch kein Mutterschutz, 
so daß er auch nicht umgangen werden kann.

Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin nicht zu fol­
gen, daß die bei den Einstellungsverhandlungen gestellte 
Frage nach der Schwangerschaft einen unzulässigen Einbruch 
in die Individual- oder Intimsphäre der Stellenbcwcrberin 
bedeute, Nach der ausdrücklichen Regelung in § 5 Abs, 1 
und. §■ 9 Abs. 1 MuSchG sind werdende Mütter, die bereits im 
Arbeitsverhältnis stehen, gehalten, dem Arbeitgeber ihren 
Zustand mitzuteilen. Fenn aber über diesen ohnehin in nahe:’: 
Zukunft offenkundig werdenden Tatbestand möglicherweise 
alsbald nach Vertragsabschluß zwischen den Parteien ge­
sprochen werden muß, dann ist kein einleuchtender Grund 
dafür zu finden, daß dasselbe Thema vor Vertragsbeginn vom
Arbeitgeber nicht berührt werden dürfte.

Ebensowenig trifft es zu, daß eine ausdrückliche Fra­
ge die Rechtsstellung der sich bewerbenden Arbeitnehmerin 
verschlechtere, weil dadurch eine Offenbarungspflicht aus- 
gelöst werde, die sonst nicht bestehe. Dabei wird, über­
sehen, daß bei Einstellungsverhandlungen von einer Rechts­
stellung in dem Sinne, daß Rechte geltend gemacht werden
können, noch nicht gesprochen werden kann. Es darin sich
nur um eine mehr oder weniger günstige Verhandlungspcsition 
handeln. Insoweit besteht aber weder nach dem Muttcrschutz- 
gesetz noch nach sonstigen Rechtsnormen eine bevorzugte 
Stellung der schwangeren Frau. Dabei hat der Senat nicht 
außer Acht gelassen, daß die Zubilligung eines "Rechtes 
zur Lüge" bei den Einstellungsverhandiungen von Anfang'
an das erforderliche Vertrauen zwischen den Parteien des 
Arb*•;itsverhältnisses ernstlich beeinträchtigen müßte,
c) Ist somit die Frage nach der Schwangerschaft bei den 
Einstellungsverhandiungen zulässig, dann ist die Bewerberin
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anon zur wchrheitgemäßen Antwort verpflichtet» Verneint 
uiu e or uh in-he it zuwider diese frage, dann ist die darin 
liege nie Täuschung dec Arbeitgebers arglistig im Sinne 
des !2'3 EGi, 3cfern sie vorsätzlich geschieht, um 
durch c.lose berußt unwahre Erklärung den Arbeitsplatz 
zu erhalten:- Letzteres wird ohne weiteres anzunehmen sein, 
wc ..n die Bewerberin z»B.» durch einen Arzt oder eine Hebamme 
wore, daß sie schwanger ist» Es kann aber nichts anderes 

H o n , wenn die Ei'au in Sinne des bedingten Vorsatzes 
/uurntuia von solchen Umständen hat, die den sicheren Schluß 
auf das Eestehon einer Schwangerschaft zulassen (z»B» mehr­
faches Ausbleiben der Regel, ohne daß andere Ursachen er- 
wernbsr sind, zumal darin, wenn ein hinzugezogener Arzt 
eine bchwangcrschai't als v/ahrscheinlich bezeichnet hat)» 
dearidssigkeit genügt dagegen nicht, so daß im Ralle einer 
auf urge wisse Anhaltspunkte (z.3» Übelkeit oder Erbrechen) 
gc stützen Vermutung eine arglistige Täuschung nicht anzu- 
uowW'U; "ä!’ o:

li.» os das Landesarboitsgericht - von seinem Stand- 
eunl.t aus zu Recht - unterlassen hat, nähere Eeststellun-
■gv! nur ».-rage der Anfechtung wegen arglistiger Täuschung 
zu cruller, wird es diese unter Beachtung der vorstehen­
de n / usflirrungon noch nachzuholen haben, sofern nicht 
'.uhucn c.ie Befristung des Arbeitsvertrages und damit die 
u,(W'joigung des Arbeitsverhältnisses wegen Zeitablaufes 
1 oe ir csec 111 werden karm»

Label wird einmal durch Erhebung der von der Beklag­
ter hierzu twunarn en Beweise zu klären sein, ob, was die 
Eläporin bestreitet, sie ihre Erklärung über das Rieht- 
be:.; token einer ,lchwargerschaf t seitlich vor Abschluß des 
.. rbei 1 evertrages abgegeben hat» Eine nachträglich abgege­
bene iivbiai'ung dieses Inhaltes konnte den Willen der 
beklagten bei Vertragsabschluß nicht beeinflußt haben; 
uc.ru wäre die Anfechtung des bereits vorher zustandegekom- 
.reuen / rbeit overt.rage s ausgeschlossen» Es ist allerdings 
urcl i w  insoweit r.icut Haren Vorbringen der -Parteien 
rient auogeschloseen, daß zunächst ein auf zwei Wochen
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befristeter echter ^eitvertrag zustandegekommen und die­
ser später verlängert worden ist. In diesen Falle konnte 
auch eine nach Begi.n des Arbeitsverhältnisses, aber vor 
Vereinbarung der Vertragsverlängerung abgegebene Erklä­
rung der Klägerin des genannten Inhaltes geeignet sein, 
die Anfechtung wegen arglistiger Täuschung zu rechtfertige 

Vor allem aber wird das Landesarbeitsgerieht, er­
forderlichenfalls durch Vernehmung der Arzte Dr„ V; 
und Ir, 7/ sowie durch Erhebung der weiteren in die­
sem Zusammenhang von der Beklagten benannten Beweise, fest 
zustellen haben, ob der Klägerin bei ihrer Erklärung ixa 
Sinne der Ausführungen oben zu VI 3 c) bekannt gewesen 
ist, daß sie schwanger war. Würde das ebenfalls bestätigt 
dann müßte die Anfechtung der Beklagten durchgreifen, da 
sie im übrigen rechtzeitig und ordnungsmäßig erklärt wor­
den ist.

gez, Br, Schröder wichmann Br. Gröninger

Bund e sarbeitsrichter Neumann 
befindet sich ortsabwesend 
zum Kuraufenthalt:

Br, Schröder Dr, Gerland
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